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(2) Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
ein.

§352
(1) Ein Beamter, Anwalt oder sonstiger Rechtsbei­

stand, welcher Gebühren oder andere Vergütungen 
für amtliche Verrichtungen zu seinem Vorteil zu erhe­
ben hat, wird, wenn er Gebühren oder Vergütungen 
erhebt, von denen er weiß, daß der Zahlende sie 
überhaupt nicht oder nur in geringerem Betrage schul­
det, mit Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 353
(1) Ein Beamter, welcher Steuern, Gebühren oder 

andere Abgaben für eine öffentliche Kasse zu erheben 
hat, wird, wenn er Abgaben, von denen er weiß, daß 
der Zahlende sie überhaupt nicht oder nur in geringe­
rem Betrage schuldet, erhebt und das rechtswidrig Er­
hobene ganz oder zum Teil nicht zur Kasse bringt, 
mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft.

(2) Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher bei 
amtlichen Ausgaben an Geld oder Naturalien dem 
Empfänger vorsätzlich und rechtswidrig Abzüge 
macht und die Ausgaben als vollständig geleistet in 
Rechnung stellt.

§ 353 a
(1) Wer bei der Vertretung der Bundesrepublik 

Deutschland gegenüber einer fremden Regierung, einer 
Staatengemeinschaft oder einer zwischenstaatlichen 
Einrichtung einer amtlichen Anweisung vorsätzlich 
zuwiderhandelt oder in der Absicht, die Bundesre­
gierung irrezuleiten, unwahre Berichte tatsächlicher Art 
erstattet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
bestraft.

(2) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bun­
desregierung verfolgt.

§ 353 b

(1) Wer unbefugt ein Geheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Beamter anvertraut worden oder 
bekannt geworden ist, offenbart und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheits­
strafe bis zu fünf Jahren bestraft. Hat der Täter 
durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Inter­
essen gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

vgl. § 104 (bei § 88 StGB West)

Geheimnisverrat
§245

(1) Wer entgegen einer ihm durch Gesetz, Arbeits­
vertrag oder von einem Staats- oder Wirtschaftsorgan 
ausdrücklich auferlegten Pflicht geheimzuhaltende 
Dokumente oder Gegenstände für Unbefugte zugäng­
lich aufbewahrt oder solche Dokumente oder Gegen­
stände abhanden kommen läßt oder in anderer Weise 
geheimzuhaltende Tatsachen offenbart, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung oder mit öffentlichem Tadel bestraft


